And. SdchsAZVO und SachsUrIMuEItvVO

Sechste Verordnung
der Sachsischen Staatsregierung
zur Anderung
der Sachsischen Arbeitszeitverordnung

Vom 24. April 2021

Auf Grund des § 95 Absatz 1 und § 96 Absatz 1 Nummer 1 des Sachsischen Beamtengesetzes vom
18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970, 971) verordnet die Staatsregierung:

Artikel 1
Anderung der Sichsischen Arbeitszeitverordnung

Die Sachsische Arbeitszeitverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2008
(SachsGVBI. S. 198), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 23. Juni 2009 (SachsGVBI. S. 402)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
1. Dem § 1 wird folgende InhaltsUbersicht vorangestellt:
»Inhaltsibersicht
1 RegelmaBige Arbeitszeit
Dienstfreie Tage
Ruhezeiten
Pausen
Gleitende Arbeitszeit
Feststehende Arbeitszeit
Arbeitsortflexibilisierung
Arbeitszeiterfassung
Stufenweise Wiedereingliederung
Dienstreisen
§ 11 Nachtarbeit
§ 12 Bereitschaftsdienst, Wechseldienst und Rufbereitschaft
§ 13 Ausnahme bei Erklarung des Beamten
§ 14 Einsatz in Katastrophen- und Unglicksfallen
§ 15 Beamtete Lehrkrafte
§ 16 Langzeitkonten
§ 17 Neue Arbeitszeitmodelle
§ 18 Ubergangsvorschrift”.
2. §1 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Arbeitszeit” die Worter ,der Beamten” eingeflgt.
b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe , Abs.” durch das Wort , Absatz” ersetzt.
¢) In Absatz 3 wird jeweils die Angabe ,Abs.” durch das Wort ,Absatz” ersetzt.
3. §2 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,,(§ 9 Abs. 1 Satz 1)“ durch die Wérter ,,(§ 12 Absatz 1 Satz 1)“ und
werden die Worter ,dies nach den dienstlichen Verhaltnissen erforderlich ist“ durch die Worter
»es die dienstlichen Verhaltnisse erfordern” ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,,(§ 9 Abs. 1 Satz 2)“ durch die Worter ,,(§ 12 Absatz 1 Satz 2)“ ersetzt.
4. Die §§ 3 bis 7a werden durch die folgenden §§ 3 bis 10 ersetzt:

.83
Ruhezeiten

(1) Die tagliche Arbeitszeit darf in der Regel zehn Stunden nicht Gberschreiten. Innerhalb eines 24-
Stunden-Zeitraums ist eine tagliche Ruhezeit von elf zusammenhangenden Stunden einzuhalten.

(2) In einem Bezugszeitraum von 14 Tagen ist eine kontinuierliche Mindestruhezeit von zweimal
24 Stunden jeweils zuzuglich der taglichen Ruhezeit nach Absatz 1 Satz 2 zu gewahren.

§4
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Pausen

Pausen werden nicht in die Arbeitszeit eingerechnet. Bei einer taglichen Arbeitszeit von mehr als
sechs Stunden muss die Pause mindestens 30 Minuten, bei einer taglichen Arbeitszeit von mehr als
neun Stunden muss sie mindestens 45 Minuten betragen. Die oberste Dienstbehérde kann aus
zwingenden dienstlichen Grinden, insbesondere bei polizeilichen Einsatzlagen, die einen
kontinuierlichen Dienst erfordern, Ausnahmen von Satz 2 zulassen. In diesen Fallen sind gleichwertige
Ausgleichsruhezeiten zu gewahren.

§5
Gleitende Arbeitszeit

(1) Die Arbeitszeit ist im Rahmen der gleitenden Arbeitszeit unter Nutzung eines Gleitzeitkontos
abzuleisten. Gleitzeitkonten sind personenbezogene Arbeitszeitkonten, welche die folgenden Daten
erfassen:

1. taglich Dienstbeginn, Dienstende und Pausen,
2. das Uber- und Unterschreiten der regeimaRigen taglichen Arbeitszeit sowie
3. die daraus resultierenden Mehr- oder Minderstunden.

Innerhalb einer Rahmenarbeitszeit von 6 bis 22 Uhr bestimmen die Beamten vorbehaltlich der
Absdtze 2 und 4 Satz 2 Dienstbeginn und Dienstende taglich selbst. Die Dienststelle kann die
Rahmenarbeitszeit erweitern oder einschranken, wenn dienstliche Grinde es erfordern und die
oberste Dienstbehdrde eingewilligt hat. In den Monaten Juli und August haben Staatsbehdrden einen
Dienstbeginn ab 6 Uhr zu ermdglichen.

(2) Die Dienststelle kann zur notwendigen Sicherstellung der Arbeits- und Auskunftsfahigkeit einer
Organisationseinheit bereichsspezifische Funktionszeiten innerhalb der Rahmenarbeitszeit festsetzen.
Innerhalb von Funktionszeiten wird die Funktionsfahigkeit einer Organisationseinheit durch Vorgaben
und Abstimmung sichergestellt. Die Dienststelle kann anstelle von Funktionszeiten auch
bereichsspezifische Kernarbeitszeiten festsetzen, wenn es die dienstlichen Verhaltnisse erfordern.
Innerhalb von Kernarbeitszeiten besteht eine grundsatzliche Anwesenheitspflicht des Beamten.

(3) Fur die Bestimmung der regelmaRigen taglichen Arbeitszeit ist der auf den einzelnen Arbeitstag
entfallende Anteil der regelmaRigen wdchentlichen Arbeitszeit zu Grunde zu legen. Fiir ein Uber- oder
Unterschreiten der regelmaBigen Arbeitszeit ist ein Ausgleich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes
von langstens zwdlf Monaten vorzusehen. Wenn es die dienstlichen Verhaltnisse erfordern und die
oberste Dienstbehdrde eingewilligt hat, kann ein Abrechnungszeitraum von langstens 24 Monaten
vorgesehen werden. Innerhalb des Abrechnungszeitraumes besteht in begrindeten Fallen ein
Einsichtsrecht des zustandigen Vorgesetzten in die Aufzeichnungen der Zeiterfassung. In den
nachsten Abrechnungszeitraum dirfen héchstens 40 Stunden Ubertragen werden.

(4) Der Zeitausgleich eines Gleitzeitkontos kann stunden- oder tageweise erfolgen. Der stundenweise
Zeitausgleich erfolgt durch die Beamten selbststandig innerhalb der Rahmenarbeitszeit und unter
Beachtung dienstlicher Obliegenheiten. Der tageweise Zeitausgleich ist zu bewilligen, soweit dienstliche
Grinde nicht entgegenstehen. Wenn es die dienstlichen Verhaltnisse erfordern, kann die Dienststelle
Zeiten bestimmen, in denen der Zeitausgleich nicht stattfinden darf oder stattfinden muss.

(5) Zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines im Haushalt des Beamten lebenden erkrankten
Angehorigen nach § 66 Absatz 2 des Sachsischen Beamtengesetzes vom 18. Dezember 2013
(SachsGVBI. S. 970, 971), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Februar 2021
(SachsGVBI. S. 318) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, ist der tageweise
Zeitausgleich zu genehmigen. Das Gleiche gilt im Falle eines erkrankten nahen Angehdrigen, der nicht
im Haushalt des Beamten lebt, und bei unvorhersehbarem Ausfall der Betreuung eines Kindes,
welches das achte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen kdrperlicher, geistiger oder
seelischer Behinderung dauernd pflegebedurftig ist. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach den
Satzen 1 und 2 ist glaubhaft zu machen.

(6) Sofern dienstliche oder in der Person des Beamten liegende Grinde nicht entgegenstehen, kann
die Dienststelle den tageweisen Zeitausgleich zur Betreuung oder Pflege eines erkrankten Kindes,
welches das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, eines behinderten Kindes oder zur Pflege eines
pflegebedulrftigen nahen Angehdrigen ausnahmsweise auch ohne ausreichendes Zeitguthaben fur die
Dauer von langstens sechs Wochen bewiligen. Die Bewiligung ist mit einer Regelung zum Ausgleich
der Minderstunden in einem verlangerten Abrechnungszeitraum von bis zu 36 Monaten zu verbinden.
Hierbei sind mit dem Beamten Zwischenziele schriftlich zu vereinbaren. In Ausnahmefallen kann der
Abrechnungszeitraum nochmals verlangert werden. Im Falle einer unverzUglich angezeigten und
durch arztliches Zeugnis nachgewiesenen Dienstunfahigkeit wahrend des tageweisen Zeitausgleichs
ist die Bewiligung fir die Dauer der Dienstunfahigkeit aufzuheben.

§6
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Feststehende Arbeitszeit

(1) Abweichend von § 5 kann die Dienststelle eine feststehende Arbeitszeit anordnen. In
Staatsbehdrden darf die Anordnung nur erfolgen, wenn es die dienstlichen Verhaltnisse erfordern
und die oberste Dienstbehdrde eingewilligt hat.

(2) Die Dienststelle kann fur einzelne Beamte oder einzelne Gruppen von Beamten allgemein oder im
Einzelfall auf Dauer oder vorubergehend feststehende Arbeitszeit anordnen, wenn dienstliche oder
durch den Beamten zu vertretende Grinde es erfordern.

(3) Bei feststehender Arbeitszeit werden die taglichen Arbeits- und Pausenzeiten unter
Berlicksichtigung der dienstlichen und drtlichen Verhaltnisse durch die Dienststelle bestimmt. Sofern
die dienstlichen Verhaltnisse nicht entgegenstehen, haben Staatsbehérden in den Monaten Juli und
August eine gleitende Arbeitszeit mit Dienstbeginn ab 6 Uhr zu erméglichen. Die Dienststelle kann fur
einzelne Beamte von Satz 2 abweichen, wenn durch den Beamten zu vertretende Grinde es
erfordern.
§7

Arbeitsortflexibilisierung
Beamten kann allgemein gestattet werden, ihren Dienst teilweise auBerhalb der Dienststelle zu leisten,
soweit die dienstlichen Belange nicht entgegenstehen.

§8
Arbeitszeiterfassung

Flr die Ermittlung der taglichen Arbeitszeit sind Arbeitszeiterfassungssysteme zu verwenden. Die
Dienststelle kann Ausnahmen vorsehen

1. fur Beamte mit Leitungsaufgaben oder selbststandiger Entscheidungsbefugnis,
2. beiBesonderheiten des jeweiligen Arbeitsbereiches.

§9
Stufenweise Wiedereingliederung

Im Anschluss an eine insbesondere langer dauernde Erkrankung kann voribergehend fir die Dauer
von bis zu sechs Monaten eine ErmaRigung der regelmaBigen Arbeitszeit unter Belassung der
Besoldung bewilligt werden, wenn dies nach arztlicher Feststellung aus gesundheitlichen Grinden zur
Wi iedereingliederung in den Arbeitsprozess geboten ist. In Ausnahmefallen kann die ErmaBigung
verlangert werden, wenn dies nach Feststellung eines Arztes nach § 4 Absatz 4 des Sachsischen
Beamtengesetzes aus gesundheitlichen Grinden zur Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess
geboten ist.

§10
Dienstreisen

(1) Bei Dienstreisen gilt die Dauer der Dienstgeschafte, auch wenn sie an Sonnabenden, Sonntagen
oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden, als Arbeitszeit. Reisezeiten werden auf die tagliche
Arbeitszeit angerechnet, soweit sie zusammen mit der Dauer der Dienstgeschafte zehn Stunden nicht
Uberschreiten.

(2) Soweit neben der Reisezeit keine Dienstgeschafte stattfinden, werden die dienstlich erforderlichen
Reisezeiten bis zu zehn Stunden auf die tagliche Arbeitszeit angerechnet. Davon abweichend erfolgt

bei Reisen an Sonnabenden, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen eine Anrechnung der dienstlich
erforderlichen Reisezeiten nur in halber Héhe.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fur Teilzeitbeschaftigte.”

5. Der bisherige § 8 wird § 11 und wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 werden die Worter ,,22.00 Uhr bis 5.00 Uhr“ durch die Wérter ,22 bis 5 Uhr" ersetzt.
b) Die Absatze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

»(2) In einem Bezugszeitraum von vier Monaten darf die geleistete Nachtarbeit im Durchschnitt
acht Stunden innerhalb eines 24-Stunden-Zeitraums nicht Uberschreiten. Die kontinuierliche
Mindestruhezeit gemal § 3 Absatz 2 bleibt bei der Berechnung des Durchschnitts
unberulcksichtigt.

(3) Bei Nachtarbeit, die mit besonderen Gefahren oder einer erheblichen kérperlichen oder
geistigen Anspannung verbunden ist, darf die tatsachliche Arbeitszeit acht Stunden innerhalb
eines 24-Stunden-Zeitraums nicht Gberschreiten. Bei Tatigkeiten, die dadurch gekennzeichnet
sind die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung zu gewahrleisten, kann davon abgewichen werden,
soweit eine in Schwere oder Ausmal’ Uber die gewdhnlichen Umstande der jeweiligen Tatigkeit
hinausgehende Gefahrenlage es erfordert. Die Dienststelle hat dann gleichwertige
Ausgleichsruhezeiten zu gewahrleisten.”
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6. Der bisherige § 9 wird § 12 und wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,seiner Dienststelle” durch die Worter ,,der Dienststelle”
und die Worter ,,seiner Wohnung” durch die Warter , der eigenen Wohnung“ ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird durch folgende Satze ersetzt:
»Bei Bereitschaftsdienst kann die regelmaliige Arbeitszeit entsprechend dem dienstlichen
Bedurfnis auf bis zu 48 Stunden wochentlich verlangert werden. Abweichend von § 1 Absatz 1
Satz 2 betragt bei Bereitschaftsdienst mit einer regelmaRigen Arbeitszeit von 48 Stunden
wdchentlich der Bezugszeitraum sechs Monate. Die Einteilung der Pausen kann entsprechend den
Anforderungen des jeweiligen Dienstes abweichend von § 4 Satz 2 geregelt werden.”

¢) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe ,§ 8 Abs. 2 und 3“ durch die Wérter ,§ 11 Absatz 2 und 3“
ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Die tagliche Arbeitszeit im Wechseldienst darf 13 Stunden nicht Gberschreiten und die
tagliche Ruhezeit gemaR § 3 Absatz 1 Satz 2 ist einzuhalten.”

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,§ 4 Abs. 4" durch die Angabe ,,§ 3 Absatz 1“ ersetzt.
cc) Satz 5 wird wie folgt gefasst:
»8 11 Absatz 3 findet auf den Wechseldienst keine Anwendung.”
7. Die bisherigen §§ 10 bis 15 werden durch die folgenden §§ 13 bis 18 ersetzt:

»813
Ausnahme bei Erkldarung des Beamten

(1) Unter Beachtung der allgemeinen Grundsatze der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes kann
bei Bereitschaftsdienst die regelmaBige Arbeitszeit Gber 48 Stunden hinaus verlangert werden, wenn

1. der Beamte sich hierzu schriftlich bereit erklart,

2. die Dienststelle die Beamten, welche die Erklarung abgegeben haben, in Listen erfasst und auf
Ersuchen die flr den Arbeitsschutz zustandigen Behdrden hiertiber unterrichtet und

3. die Dienststelle die Beamten, deren regelmalige Arbeitszeit tatsachlich Gber 48 Stunden hinaus
verlangert ist, in Listen erfasst und diese den fir den Arbeitsschutz zustandigen Behdrden zur
Verflgung stellt.

Dem Beamten dirfen keine Nachteile entstehen, sofern er nicht zur Abgabe der Erklarung bereit ist
oder diese widerruft.

(2) Auch bei Abgabe einer Erklédrung soll die regelmafige Arbeitszeit nicht mehr als 56 Stunden
betragen. Die Erklarung kann mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende schriftlich widerrufen
werden. Die Dienststelle hat bei der Abgabe einer Erklarung auf das Widerrufsrecht hinzuweisen.

§14
Einsatz in Katastrophen- und Ungllcksfallen

Wenn zwingende dienstliche Grinde es erfordern, sind in Katastrophen- und besonders schweren
Ungliicksfallen oder in Fallen anderer Art, die die Krafte der Behérden mit Sicherheitsaufgaben in
auBergewdhnlichem MaRe in Anspruch nehmen, Abweichungen von § 3 Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2, § 4 Satz 2 sowie § 11 Absatz 2 und 3 zuldssig. Die Dienststelle hat in diesen Fallen
gleichwertige Ausgleichsruhezeiten zu gewahrleisten.

§ 15
Beamtete Lehrkrafte

Flr beamtete Lehrkrafte im Schuldienst und die in Nummer 2 der Anlage aufgeflhrten beamteten
Lehrkrafte auBerhalb des Schuldienstes gelten ausschlieRlich § 1 Absatz 1, 2 und 4, § 2 Absatz 1,
Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 3 Satz 1 und § 9. Flr die in Nummer 2 der Anlage aufgeflihrten
beamteten Lehrkrafte auBerhalb des Schuldienstes gelten zudem die in der Anlage enthaltenen
Regelungen zur Regelstundenverpflichtung.

§16
Langzeitkonten

(1) Die obersten Dienstbehdrden kénnen Arbeitsbereiche flr die Erprobung von Langzeitkonten
bestimmen. Dies gilt auch fur weitere Dienstbehérden im Einvernehmen mit der obersten
Dienstbehdrde. Langzeitkonten sind personenbezogene Arbeitszeitkonten zum Ansparen von
Zeitguthaben, die fir zusammengefasste Freistellungszeiten verwendet werden kénnen.
Zeitguthaben kénnen Uber einen Zeitraum von bis zu funf Jahren, langstens bis zum 31. Marz 2026
angespart werden. Langzeitkonten und Gleitzeitkonten sind unabhangig voneinander zu fihren.
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(2) Dem Beamten kann ein Langzeitkonto bewilligt werden, soweit er einem Arbeitsbereich im Sinne von
Absatz 1 Satz 1 angehdért und dienstliche oder durch den Beamten zu vertretende Grinde nicht
entgegenstehen. Die Bewiligung einschlieSlich der damit getroffenen Regelungen soll auch im Falle einer
Umsetzung, Abordnung oder Versetzung des Beamten fortgelten.

(3) Dem Langzeitkonto kann die Uber die regelmaBige Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit bis zu
einer H6he von einem Zehntel der regelmaBigen Arbeitszeit gutgeschrieben werden. Bei der
Bewiligung nach Absatz 2 Satz 1 ist festzulegen, ob das Zeitguthaben dem Langzeitkonto
wochentlich, monatlich oder jahrlich gutgeschrieben wird. Auf Antrag kénnen ihm auch monatlich bis
zu 16 dienstlich angeordnete oder genehmigte Mehrarbeitsstunden gutgeschrieben werden. Die
Gutschrift schliet eine Vergutung der Mehrarbeitsstunden aus.

(4) Der Zeitausgleich eines Langzeitkontos wird durch Freistellung vom Dienst unter Belassung der
Besoldung gewahrt. Er ist auf jahrlich zw6If Wochen begrenzt und muss spatestens zwolf Wochen
vor dem gewtlnschten Freistellungszeitraum beantragt werden. Der Antrag kann aus dienstlichen
Grinden abgelehnt werden. In diesem Fall ist dem Beamten ein anderer Zeitraum mitzuteilen, in dem
eine Freistellung im beantragten Umfang mdglich ist.

(5) Stellt der Beamte den Antrag auf Zeitausgleich zur Betreuung oder Pflege seines erkrankten
Kindes, welches das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, seines behinderten Kindes oder zur
Pflege eines pflegebedirftigen nahen Angehdrigen, findet Absatz 4 Satz 2 bis 4 keine Anwendung.
Der Antrag ist frihestmoglich zu stellen. Der Wegfall der Grinde ist unverzlglich anzuzeigen. Der
Antrag kann aus zwingenden dienstlichen Griinden abgelehnt werden. In diesem Fall ist dem Beamten
mitzuteilen, welche anderweitige Freistellung madglich ist.

(6) Im Einvernehmen mit dem Beamten oder wenn zwingende dienstliche Grinde es erfordern, kann
die Bewiligung nach Absatz 2 Satz 1 mit Wirkung fur die Zukunft widerrufen werden. In diesem Fall
ist eine Vereinbarung Uber den Zeitausgleich zu treffen. Treten wahrend der Fihrung eines
Langzeitkontos Umstande ein, welche die vorgesehene Abwicklung unmdglich machen, ist § 97
Absatz 6 des Sachsischen Beamtengesetzes entsprechend anzuwenden.

(7) Nahere Bestimmungen Uber die Einflhrung und Ausgestaltung des Langzeitkontos trifft die
oberste Dienstbehdrde. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Sie kann hierbei insbesondere regeln, dass
die Begrenzung des Zeitausgleichs auf jahrlich zwolf Wochen nach Vollendung des 58. Lebensjahres
oder von einem spateren Zeitpunkt an entfallen kann. Wenn es die dienstlichen Verhaltnisse
erfordern, kann sie ferner Zeiten bestimmen, zu denen der Zeitausgleich nicht stattfinden darf oder
stattfinden muss.

§17
Neue Arbeitszeitmodelle

(1) Zur Erprobung neuer Arbeitszeitmodelle kann die oberste Dienstbehdrde befristete Ausnahmen
von den Bestimmungen dieser Verordnung zulassen, um insbesondere

1. eine effektivere Aufgabenerledigung,
2. ein verbessertes Dienstleistungsangebot oder
3. eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf

zu erreichen. Durch die Ausnahmen darf der Gesundheitsschutz nicht beeintrachtigt werden,
insbesondere sind § 1 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie die §§ 3 und 4 zu beachten. Fuhrt die Erprobung
zu einer Beeintrachtigung der dienstlichen Belange oder des Gesundheitsschutzes, ist das
Arbeitszeitmodell entsprechend anzupassen.
(2) Bei einer Erprobung neuer Arbeitszeitmodelle in Staatsbehdrden unterrichtet die oberste
Dienstbehdérde das Staatsministerium des Innern innerhalb von drei Monaten Uber eine Zulassung
nach Absatz 1 Satz 1 und nach Abschluss der Erprobung Uber den Verlauf sowie das Ergebnis.
) §18
Ubergangsvorschrift
Arbeitszeitmodelle, die vor dem 13. Mai 2021 auf der Grundlage des § 14a der Sachsischen
Arbeitszeitverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2008 (SachsGVBI.
S. 198), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 23. Juni 2009 (SachsGVBI. S. 402) geandert worden
ist, zur Erprobung oder dauerhaft zugelassen worden sind, konnen nach dem 13. Mai 2021 bis zu
zwei Jahre fortgefuhrt werden. Wahrend dieses Ubergangszeitraums sind die §§ 8 und 10 bereits
anzuwenden.”
8. Folgende Anlage wird angeflugt:
»~Anlage
(zu § 15)
Regelstundenverpflichtung
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Die Dauer der Lehr- oder Unterrichtsverpflichtung der beamteten Lehrkrafte auerhalb des
Schuldienstes im Rahmen der regelmaligen Arbeitszeit nach § 1 Absatz 1 wird wie folgt geregelt:

1. Allgemeine Regelungen

a) Lehr- oder Unterrichtsverpflichtung ist die Verpflichtung der Lehrkrafte, in einem
festgesetzten Umfang Lehrveranstaltungen oder Unterricht durchzuflhren. Der Umfang der
Lehr- oder Unterrichtsverpflichtung ergibt sich aus der Regelstundenverpflichtung nach
Nummer 2.

b) Die Regelstundenverpflichtung ist die Anzahl der Lehr- oder Unterrichtsstunden, die eine
vollbeschaftigte Lehrkraft im Durchschnitt wéchentlich oder jahrlich zu erteilen hat.

c) Eine Lehr- oder Unterrichtseinheit (UE) hat die Dauer von 45 Minuten.

d) Die oberste Dienstbehoérde regelt die Tatbestande, die auf die Regelstundenverpflichtung
angerechnet werden kénnen oder zur ErmaBigung fuhren, insbesondere bei der
Wahrnehmung von Leitungsaufgaben, der Mitwirkung in Prifungsverfahren und der
Berlcksichtigung von Fehlzeiten.

2. Festlegung der Regelstundenverpflichtung

a) Die Regelstundenverpflichtung flr hauptamtliches Lehrpersonal an der Hochschule fur
offentliche Verwaltung und Rechtspflege MeiBen (FH), Fortbildungszentrum des Freistaates
Sachsen betragt im Studienjahr 630 UE.

b) Die Regelstundenverpflichtung an der Hochschule der Sachsischen Polizei (FH) betragt im
Studien- oder Fortbildungsjahr fur

aa) Professoren 684 UE,
bb) Dozenten 760 UE,
cc) Lehrkrafte fur besondere Aufgaben und Fachlehrer 836 UE.

c) Die Regelstundenverpflichtung flr hauptamtliche Lehrkrafte am Ausbildungszentrum
Bobritzsch betragt im Ausbildungsjahr 670 UE.

d) Die Regelstundenverpflichtung flr beim Ausbildungsgericht bestellte Ausbildungsleiter
gemaR § 32 Absatz 3 Satz 1 der Ausbildungs- und Prifungsordnung fur Juristen des
Freistaates Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 2006 (SachsGVBI.

S. 105), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. Februar 2021 (SachsGVBI. S. 318)
geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, betragt im Kalenderjahr

aa) beieiner Freistellung zu einem Drittel und zwei neu eingerichteten
Arbeitsgemeinschaften 140 UE,

bb) beieiner Freistellung zur Halfte und drei neu eingerichteten Arbeitsgemeinschaften
200 UE,

cc) beieiner Freistellung zu zwei Dritteln und
aaa) vier neu eingerichteten Arbeitsgemeinschaften 280 UE,
bbb) funf neu eingerichteten Arbeitsgemeinschaften 230 UE,
ccc) sechs neu eingerichteten Arbeitsgemeinschaften 180 UE,
ddd) sieben neu eingerichteten Arbeitsgemeinschaften 130 UE,
eee) acht neu eingerichteten Arbeitsgemeinschaften 90 UE.

Die Regelstundenverpflichtung ermaBigt sich um 25 UE fir jede neu eingerichtete
Arbeitsgemeinschaft im Erganzungsvorbereitungsdienst. Die Regelstundenverpflichtung fur
Arbeitsgemeinschaftsleiter betragt bei einer vollstandigen Freistellung 780 UE im
Kalenderjahr.

e) Die Regelstundenverpflichtung an der Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule
Sachsen betragt im Kalenderjahr far

aa) Fachlehrer 1 144 UE,
bb) Ausbilder 1 232 UE.“

Artikel 2
Anderung der Sachsischen Urlaubs-, Mutterschutz- und Elternzeitverordnung

§ 6 Absatz 4 Satz 3 der Sachsischen Urlaubs-, Mutterschutz- und Elternzeitverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Juli 2018 (SachsGVBI. S. 496), die durch die Verordnung vom 15. Juli 2019
(SachsGVBI. S. 597) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

,Dies gilt auch fur die Falle einer Freistellung vom Dienst nach § 1 Absatz 4 Satz 3 und § 16 Absatz 4
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Satz 1 der Sachsischen Arbeitszeitverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2008
(SachsGVBI. S. 198), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 24. April 2021 (SachsGVBI. S. 504)
geadndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.”

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.
Dresden, den 24. April 2021

Der Ministerprasident
Michael Kretschmer

Der Staatsminister des Innern
Prof. Dr. Roland Woller

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 13.05.2021 Seite 7von 7


https://www.revosax.sachsen.de/#x2021-0336

	Sechste Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Änderung der Sächsischen Arbeitszeitverordnung
	Artikel 1 Änderung der Sächsischen Arbeitszeitverordnung
	Artikel 2 Änderung der Sächsischen Urlaubs-, Mutterschutz- und Elternzeitverordnung
	Artikel 3 Inkrafttreten


